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Änderungsantrag zu WP-04

Nach Zeile 467 einfügen:
Auch ältere und pflegebedürftige Menschen haben ein Recht auf ein Leben frei von Gewalt. Gewalt im
Alter kann jeden Menschen treffen. Besonders gefährdet sind jedoch Menschen, die auf Unterstützung
und Pflege angewiesen sind oder in sozialen Abhängigkeiten leben. Abhängigkeit, Pflegebedürftigkeit
oder eingeschränkte Möglichkeiten, selbst Hilfe zu suchen, können dazu führen, dass Gewalt,
Vernachlässigung oder Ausbeutung lange unentdeckt bleiben.

Wir wollen deshalb Prävention und Schutz vor Gewalt im Alter stärken, Beschäftigte in Pflege,
Gesundheitsversorgung und sozialen Diensten für unterschiedliche Formen von Gewalt sensibilisieren
und bestehende Schutz- und Beratungsstrukturen besser miteinander vernetzen. Niedrigschwellige,
barrierefreie und aufsuchende Beratungs- und Hilfsangebote wollen wir weiterentwickeln.

Dabei nehmen wir Gewalt im häuslichen Umfeld ebenso in den Blick wie Gewalt in Pflege- und
Betreuungssituationen. Auch psychische Gewalt, finanzielle Ausbeutung und die Missachtung der
Selbstbestimmung müssen stärker berücksichtigt werden. Betroffene müssen unabhängig davon, wo
und wie sie leben, schnell Zugang zu vertraulicher Beratung, wirksamem Schutz und bedarfsgerechter
Unterstützung erhalten.

Begründung

Gewalt hat keine Altersgrenze. Dennoch werden ältere Menschen im Gewaltschutz bislang nicht
ausreichend berücksichtigt. Dabei ist Gewalt im Alter keineswegs auf Pflegeeinrichtungen beschränkt.
Sie kann in Partnerschaften, innerhalb der Familie, im sozialen Umfeld und überall dort auftreten, wo
Menschen betreut oder gepflegt werden.

Gewalt kann körperliche, psychische, sexualisierte oder wirtschaftliche Formen annehmen. Auch
Vernachlässigung, entwürdigende Behandlung und ungerechtfertigte Einschränkungen der
Bewegungsfreiheit gehören dazu. Besonders schwierig ist die Situation für Menschen, die auf
Unterstützung angewiesen sind und sich aus eigener Kraft kaum gegen Übergriffe wehren oder Hilfe
organisieren können.

Deshalb brauchen wir einen Gewaltschutz, der die unterschiedlichen Lebenssituationen älterer
Menschen berücksichtigt. Fachkräfte müssen Gewalt erkennen und angemessen handeln können.
Zugleich müssen Beratungsstellen, Pflegeberatung, Gesundheitswesen und weitere
Unterstützungssysteme besser zusammenarbeiten.

Besonders wichtig sind niedrigschwellige, barrierefreie und aufsuchende Angebote. Denn wer isoliert
lebt, in seiner Mobilität eingeschränkt ist oder von der gewaltausübenden Person abhängig ist, kann
nicht ohne Weiteres eine Beratungsstelle aufsuchen. Auch Angehörige und andere Bezugspersonen
brauchen erreichbare Anlaufstellen, wenn sie Gewalt oder Vernachlässigung vermuten.

Der Programmentwurf legt im Abschnitt „Gesund älter werden – selbstbestimmt bis ins hohe Alter“
einen Schwerpunkt auf Prävention, Gesundheitsförderung, altersgerechte Quartiere und die Vermeidung
von Einsamkeit. Der Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeutung wird dort bislang nicht
ausdrücklich angesprochen. Diese Lücke schließt der Änderungsantrag.
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Selbstbestimmung im Alter bedeutet auch, sicher und ohne Angst leben zu können. Dieser Anspruch
muss unabhängig von Pflegebedürftigkeit, Wohnform oder persönlicher Lebenssituation gelten.
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